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 Einleitung 

Die Produktion von Biomasse zu Energiezwecken ist ein wichtiger Bausstein der europäi-
schen Strategie, Treibhausgasemissionen zur Abschwächung des anthropogen verursachten 
Klimawandels zu reduzieren. Die Europäische Union strebt an, bis 2020 mindestens 
10 Prozent des Energieverbrauchs im Transportsektor aus erneuerbaren, nicht-fossilen 
Quellen zu decken. Dies soll größtenteils durch den Einsatz von Biokraftstoffen erreicht wer-
den, da alternative, im großen Stil einsetzbare Energieoptionen für den Transportsektor zur-
zeit noch fehlen. Daher wird bereits in vielen Ländern der Anbau von Rohstoffen zur Her-
stellung von Biokraftstoffen und anderen Bioenergieformen gefördert.  

Ob die Ausweitung des Biokraftstoffeinsatzes im Transportsektor neben der Reduktion 
der Abhängigkeit von fossilen Energieträgern auch zur Reduktion von Treibhausgasemissio-
nen beitragen kann, wird allerdings kontrovers diskutiert. Dabei bezieht sich die Hauptkritik 
darauf, dass Landnutzungsänderungen zur Gewinnung neuer Ackerflächen für die energeti-
sche Biomasseproduktion und die dadurch möglicherweise verursachten Emissionen nach 
der bisherigen Praxis nicht in die Treibhausgasbilanz von Biokraftstoffen miteinbezogen wer-
den. Durch die Umwandlung von Waldflächen und Grünland zu Ackerland wird ein Teil des 
in Vegetation und Boden zuvor gespeicherten Kohlenstoffs freigesetzt. Da diese Emissionen 
ohne die Biokraftstoffproduktion nicht entstanden wären, müssen sie der Treibhausgasbilanz 
der Biokraftstoffe zugeordnet werden. Die alleinige Berücksichtigung der Prozessemissionen 
der Produktionskette von Biokraftstoffen kann dagegen zu einer erheblichen Überschätzung 
der Treibhausgaseinsparungen von Biokraftstoffen führen.  

Die Dringlichkeit, Emissionen aus Landnutzungsänderungen bei der Bewertung von Bio-
energiepolitiken mit einzubeziehen, zeigt sich deutlich bei der Gesamtbedeutung von Land-
nutzungsemissionen für die globalen, anthropogen verursachten Treibhausgasemissionen. 
Landnutzungsänderungen wie die Abholzung von Wäldern zur Gewinnung von Ackerland 
und Weideland, eine steigende Versiegelung und Waldbrände, tragen mit fast 20 Prozent der 
globalen Treibhausgasemissionen erheblich zum Klimawandel bei (UN-REDD 2009). Zur 
Abschwächung des Klimawandels ist eine Reduktion von Emissionen aus Landnutzungs-
änderungen deshalb unabdingbar. Dabei tragen Brasilien und Indonesien fast zwei Drittel zu 
den globalen Landnutzungsänderungsemissionen bei (Le Quéré et al. 2009). Diese Tat-
sache verdient im Zusammenhang mit der Bioenergieproduktion deshalb besondere Auf-
merksamkeit, weil diese Regionen gleichzeitig zwei der Hauptanbau- und Expansionsgebiete 
zur Produktion von Rohstoffen für die Biokraftstoffproduktion darstellen.  

Die Europäische Kommission hat die Berücksichtigung von Emissionen aus Land-
nutzungsänderungen in die Nachhaltigkeitsanforderungen an Biokraftstoffe zwar geplant, 
bisher aber keinen eigenen, ausführlichen Entwurf zur Berechnung dieser Emissionen vor-
gelegt. Wir zeigen in diesem Policy Brief, wie ein solcher Entwurf unter den gegebenen 
ordnungspolitischen Rahmenbedingungen für die Nachhaltigkeitsregulierung von Biokraft-
stoffen aussehen könnte. Anhand konkreter Beispiele illustrieren wir darauf aufbauend mög-
liche Konsequenzen für unterschiedliche Biokraftstoffoptionen und analysieren die Auswir-
kung der Nachhaltigkeitsanforderungen auf die Landnutzung. 
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  Europäische Bioenergiepolitik und Regulierung bezüglich Landnutzungs-
änderungen 

Den aktuellen ordnungspolitischen Rahmen für die Nachhaltigkeitsanforderungen an die in 
den Mitgliedsstaaten verwendeten Biokraftstoffe setze die Europäische Kommission mit der 
2008 verabschiedeten „Directive of the European Parliament and of the Council on the pro-
motion of the use of energy from renewable sources“ (im folgenden RES-D). Diese etabliert 
Nachhaltigkeitskriterien, die alle in der Europäischen Union produzierten oder von EU-Mit-
gliedern importierten Biokraftstoffe erfüllen müssen, um auf die Bioenergiequote der jeweili-
gen Mitgliedsstaaten angerechnet zu werden und entsprechende Förderungen zu erhalten. 
(RES-D Art. 17 (1)) Damit reagierte man auf die Kritik an der Bioenergiepolitik der Europäi-
schen Kommission aufgrund eines vermuteten Zusammenhangs zwischen hohen Abhol-
zungsraten in Lateinamerika und Südostasien und dem zunehmenden Einsatz von Bio-
energie. 

Der Großteil der in der RES-D enthaltenen Nachhaltigkeitskriterien ist auf die Vermeidung 
unerwünschter Landnutzungsänderungen ausgerichtet. Darunter wird vor allem die Zerstö-
rung von Flächen mit hohem Kohlenstoffgehalt und mit großer biologischer Vielfalt verstan-
den (RES-D Art. 17). 

Die Vermeidung von unerwünschten Landnutzungsänderungen soll dabei über zwei 
Mechanismen erfolgen: 

• durch einen genereller Ausschluss bestimmter Flächen für den Anbau von Rohstoffen zur 
Bioenergieproduktion 

• durch die Forderung einer Mindestemissionseinsparung für Biokraftstoffe von 35 Prozent 
im Vergleich zu fossilem Kraftstoff unter Einbeziehung von Emissionen aus Land-
nutzungsänderungen. 

Unter den ersten Schutzmechanismus fallen Flächen mit großer Artenvielfalt und hohem 
Naturschutzwert, wie Primärwälder, Naturschutzgebiete und Grünland mit großer biologi-
scher Vielfalt. Auf diesen Flächen wird der Anbau von Rohstoffen zur Bioenergieproduktion 
generell verboten, es sei denn, er gefährdet den Erhalt oder Status dieser Flächen nicht. 
Ebenfalls ausgeschlossen wird der Anbau von Energiepflanzen auf Flächen mit hohem 
Kohlenstoffgehalt, wie Feuchtgebieten, Torfmooren und kontinuierlich bewaldeten Flächen.  

Fällt eine Fläche nicht in diese Kategorien, darf eine Flächenumwandlung zur Bioenergie-
produktion nur stattfinden, wenn der Biokraftstoff bezogen auf seine gesamte Emissions-
bilanz mindestens 35 Prozent Emissionseinsparung im Vergleich zu fossilem Kraftstoff 
erreicht. In die Gesamtemissionsbilanz müssen also die Emissionen aus Landnutzungsände-
rungen miteinbezogen werden. Daher erhöht sich die Wahrscheinlichkeit bei steigenden 
Emissionen aus Landnutzungsänderungen, dass die 35 Prozent Mindesteinsparung nicht 
erreicht wird. Diese 35 Prozent-Grenze soll ab 2017 auf 50 Prozent und für von da an neu 
gebaute Produktionsanlagen ab 2018 auf 60 Prozent angehoben werden (RES-D Art 17(2)). 
Um nachzuweisen, dass die Gesamtemissionen nicht die 35 Prozent Mindesteinsparung 
unterschreiten, müssen die Emissionen aus Landnutzungsänderungen berechnet werden. 
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Obwohl die EU durch die RES-D eine Einbeziehung der Landnutzungsänderungen vor-
schreibt, beinhalten die bisher veröffentlichten Werte in der RES-D zur Berechnung der 
Emissionsbilanz von Biokraftstoffen lediglich Standardwerte für Rohstoffanbau und -ernte, 
Produktionsprozess und Transport. Im folgenden werden wir darstellen, wie anhand der 
IPCC „Guidelines for National Greenhouse Gas Inventories“ (im folgenden IPCC Guidelines) 
die Emissionen aus Landnutzungsänderungen berechnet werden können und daraus abge-
leitet an mehreren Beispielen aufzeigen, welche voraussichtlichen Auswirkungen die Regu-
lierung für Biokraftstoffe der Europäischen Kommissionen auf Landnutzungsdynamiken 
haben wird. 

 Berechnung von Emissionen aus Landnutzungsänderungen 

 Anforderungen an eine exakte Kalkulation 

Um den genauen Beitrag eines Biokraftstoffes zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
zu quantifizieren, sollte eine exakte Berechnung der Emissionen aus Landnutzungsänderun-
gen erfolgen. Dies würde allerdings genaue Kenntnisse über die Kohlenstoffdynamiken einer 
Fläche aufgrund von Landnutzungsänderungen erfordern und damit Kenntnisse über den 
Kohlenstoffgehalt vor und nach der Landnutzungsänderung. Dafür sind u.a. Daten über den 
Kohlenstoffgehalt unterschiedlicher Bewuchsarten und -stadien, über den Einfluss unter-
schiedlicher Anbaufrüchte und -methoden, klimatischer Bedingungen, Niederschlag, Hang-
neigung und anderer lokalspezifischen Einflussfaktoren notwendig.  

Es wird schnell deutlich, dass dieser theoretische Anspruch an eine exakte, individuelle 
Berechnung des Kohlenstoffverlustes bzw. der -anreicherung nur mit aufwendigen und damit 
kostenintensiven Datenerhebungen zu realisieren ist. Das Ziel einer Nachhaltigkeitsregulie-
rung kann daher nicht sein, dass jeder Produzent seine Landnutzungsemissionen individuell 
zu erheben hat, da die Kosten einer solchen Vorgabe jegliche Rohstoffproduktion zur Bio-
energieproduktion verhindern würde. Dadurch wird auch ersichtlich, dass ein gewisser Grad 
an Ungenauigkeit in Kauf genommen werden muss. Ziel muss daher die Schaffung von 
Standardwerten sein, welche differenziert genug sind unterschiedliche Landnutzungsände-
rungen und die zugehörigen Emission abzubilden. Damit muss eine Regulierung einerseits 
dem Anspruch gerecht werden, die Emissionen möglichst genau wieder zu geben, anderer-
seits aber auch aufwendige Eigenerhebungen vom Produzenten zu vermeiden.  

Nach der RES-D sollen die Methoden und Daten zur Berechnung von Emissionen durch 
Landnutzungsänderungen auf den IPCC Guidelines basieren (RES-D Annex V C(10)). Der 
folgende Abschnitt gibt einen Überblick über die Methode.  

 Die Berechnung von Landnutzungsemissionen anhand der IPCC Guidelines 

 Grundkonzept 

Als Rahmen für die Berechnungsmethode für Emissionen aus Landnutzungsänderungen gibt 
die Europäische Kommission einen Erfassungszeitraum von 20 Jahren vor, da einige Emis-
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sionen direkt im Umwandlungsprozess, andere erst über einen langen Zeitraum nach der 
Landnutzungsänderung entstehen. Die gesamten Emissionen sollen dann in gleichen Teilen 
jeweils auf die 20 Jahre verteilt werden (RES-D Annex V C(7)).  

Als Grundprinzip der Berechnung soll der Kohlenstoffgehalt einer Fläche zu einem Refe-
renzzeitraum (Januar 2008) und 20 Jahre nach dem Rohstoffanbau ermittelt werden. Die 
Differenz der beiden Werte ergibt dann die Emissionen aus Landnutzungsänderungen. Die-
sem Berechnungsprinzip folgen auch die IPCC Guidelines, deren Methode lediglich gering-
fügig abgewandelt werden muss.  

Sämtliche Werte, die zur Berechnung der Landnutzungsemissionen nach der IPCC 
Methode notwendig sind, können aus den Inventartabellen der IPCC Guidelines entnommen 
werden. Diese Daten sind zum Teil differenziert nach Weltregion, Klimazone und Vegeta-
tionstyp, zum Teil aber auch sehr generell. Für einige Werte sind lediglich Datenintervalle 
angegeben, was darauf hinweist, dass eine weitere Spezifikation der Daten notwendig wäre. 
Besonders für bewirtschaftetes und natürliches Grünland, Savannen und Übergangsregio-
nen zu Wäldern, ist eine weitere Datendifferenzierung für unterschiedliche Weltregionen und 
Vegetationsdichten notwendig um graduelle Unterschiede besser abzubilden. 

 Die einzelnen Rechenschritte und ihre Wirkungsweisen 

Der Kohlenstoffgehalt einer Fläche berechnet sich zum einen aus dem Kohlenstoffgehalt in 
der toten und lebenden Biomasse über- und unterirdisch und zum anderen aus dem Kohlen-
stoffgehalt im Boden (IPCC 2006 2.2.1. and 5.3.). Die Analyse der Berechnungsmethode zur 
Veränderung in diesen beiden Kohlenstoffspeichern lässt bereits erste Schlussfolgerungen 
auf die Wirkungsweise der IPCC Berechnungsmethode zu. 

Für die Kalkulation der Kohlenstoffveränderung in der Biomasse und totem organischen 
Material durch die Landnutzungsänderung wird angenommen, dass die lebende und tote 
Biomasse komplett zerstört wird und damit sämtlicher in der Biomasse gespeicherte Kohlen-
stoff freigesetzt wird (IPCC 2006 p. 5.26). Die Emissionen aus Landnutzungsänderungen 
steigen also mit der Bewuchsdichte vor der Umwandlung.  

Die Veränderung des Kohlenstoffgehalts im Boden ist abhängig von unterschiedlichen 
Managementsystemen und den jeweils angebauten Rohstoffen. Intensives Pflügen und der 
Anbau von einjährigen Pflanzen reduzieren den Kohlenstoffgehalt einer Fläche (IPCC 2006 
Eq. 2.25). Der Kohlenstoffgehalt steigt oder stabilisiert sich jedoch durch den Anbau von 
mehrjährigen Kulturen, die Reduzierung der Pflügetätigkeit und die Nutzung zuvor degra-
dierter1 Flächen.  

Zur abschließenden Ermittlung der gesamten Emissionen aus der Landnutzungsände-
rung, werden die Emissionswerte aus Biomasse, totem organischen Material und Boden auf-
addiert und auf die zwanzig Jahre verteilt. Anschließend werden diese Emissionen pro 
Hektar mit der Energieproduktivität der Anbaupflanze multipliziert, so dass das Ergebnis in 
Landnutzungsänderungsemissionen pro MJ Biokraftstoff angegeben werden kann (RES-D 
Annex V C). Je höher also die Energieproduktivität des angebauten Rohstoffs pro Flächen-

                                                 
1 Unter degradierte Flächen fällt laut RES-D stark kontaminiertes, versalzenes und erodiertes Land. 
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einheit, desto geringer fallen die Emissionen aus Landnutzungsänderungen pro MJ Biokraft-
stoff ins Gewicht. Daraus resultiert, dass nach einer Landnutzungsänderung möglicherweise 
eine produktive Rohstoffoption mit emissionssparender Anbaumethode die 35 Prozent-An-
forderung erfüllt, während ein weniger produktiver Rohstoff von der selben Fläche dieses Ziel 
nicht erreicht.  

 Die Emissionen aus Landnutzungsänderungen anhand von Beispielen 

Um eine Einschätzung geben zu können, welche Vegetationstypen nach einer Umwandlung 
zu Ackerland für welche Biokraftstoffe verwendbare Optionen darstellen, haben wir basie-
rend auf der oben beschriebenen Methode und Daten der IPCC Guidelines, beispielhaft die 
Landnutzungsemissionen für die Hauptbiokraftstoffanbauregionen und -rohstoffe kalkuliert.  

Um die Ergebnisse im Hinblick auf das Mindesteinsparungsziel von 35 Prozent zu evalu-
ieren, müssen die Emissionseinsparung der Biokraftstoffoption im Vergleich zu 83,8gCO2/MJ 
Emissionsausstoß für fossilen Kraftstoff berechnet werden. Dafür haben wir die hergeleiteten 
Emissionen aus Landnutzungsänderungen zu den Standardemissionen der Produktionskette 
für unterschiedliche Biokraftstoffoptionen aus der RES-D addiert, um die gesamte Treibhaus-
gasbilanz des Biokraftstoffs zu erstellen. Dabei haben wir, wenn nötig, Nebenproduktalloka-
tionen und einen Emissionseinsparungsbonus von 29gCO2/MJ bei der Umwandlung degra-
dierter Flächen berücksichtigt.  

Abbildung 1 zeigt die Emissionseinsparungen unterschiedlicher Biodieseloptionen im Ver-
gleich zu fossilem Kraftstoff in Prozent unter Berücksichtigung direkter Landnutzungsände-
rungen, Abbildung 2 entsprechend für unterschiedliche Bioethanoloptionen. Die unterschied-
lich gefärbten Balken stehen jeweils für unterschiedliche Landnutzungsänderungen. Nega-
tive Werte bedeuten dabei, dass keine Emissionseinsparung erfolgt. Das heißt, es werden 
mehr Klimagase während der gesamten Wertschöpfungskette des Biokraftstoffs emittiert, als 
bei der Verwendung der gleichen Menge fossilen Kraftstoffs. Positive Werte bedeuten dage-
gen eine Einsparung von Emissionen im Vergleich zu fossilem Kraftstoff. 

Aus den Beispielrechnungen lassen sich folgende direkte Ergebnisse ableiten: 

• Die Umwandlung von Naturflächen erreicht in den meisten Fällen nicht die 35 Prozent 
Mindesteinsparungshürde. Brasilianisches Ethanol aus Zuckerrohr, angebaut auf ehema-
ligen Cerrado-Flächen, ist die einzige Ausnahme. 

• Die Umwandlung degradierter Flächen sorgt bei fast allen Rohstoffen für hohe Emissions-
einsparungen und ist deshalb eine geeignete Option.2  

 

                                                 
2 Für alle Berechnungen für degradierte Flächen wurde die gleich Produktivität wie auf normalem 

Ackerland angenommen. Das ist nicht unbedingt der Fall, die Produktivität auf degradierten Flä-
chen ist möglicherweise deutlich niedriger. Die Ergebnisse könnten daher das Emissionseinspa-
rungspotenzial auf degradierten Flächen überschätzen. Für weitere Ausführungen siehe Kapitel 4. 
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• Ehemals brach liegendes Ackerland3 ist geeignet für Ethanol aus brasilianischem Zucker-

rohr und aus deutschem/amerikanischen Weizen sowie für Biodiesel aus Palmöl.  
• Die große Differenz zwischen den Emissionswerten für normales Grünland sowie Savan-

nen macht eine genaue Definition der unterschiedlichen Vegetationsformen notwendig. 
Außerdem weißt dies abermals darauf hin, dass eine weitere Differenzierung in mehr 
Unterkategorien notwendig ist, um graduelle Unterschiede, die aber große Abweichungen 
verursachen, besser abbilden zu können. 

                                                 
3 Brach liegendes Ackerland ist in den IPCC Guidlines als „temporary set aside of annually cropland 

or other idle cropland that has been revegetated with perennial grasses“ (IPCC Guidelines p. 5.17) 
definiert. 
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• Auch die Verwendung von bereits vorhandenem Ackerland4 kann zur Einsparung von 
Emissionen führen, wenn von einjährigen auf mehrjährige Kulturen umgestiegen oder die 
Pflügetätigkeit reduziert wird5.  

Aufgrund des letzten Aspektes sollte auch die „Umwandlung“ von Ackerland in Ackerland in 
die Definition von Landnutzungsänderungen mit aufgenommen werden, da Kohlestoffände-
rungen im Boden durch unterschiedliche Anbaufrüchte und –methoden an keiner anderen 
Stelle der Emissionsbilanz von Biokraftstoffen berücksichtig werden. Dadurch würden An-
reize zu einer emissionsarmen Produktionsweise bezogen auf den Kohlenstoffgehalt im Bo-
den geschaffen.  

Da die Expansion der Bioenergieproduktion in degradierte Flächen als einzige Flächen-
kategorie in der RES-D explizit als wünschenswerte Landnutzungsänderung genannt wird 
und unsere Ergebnisse für diese Landkategorie niedrige Emissionswerte bei einer Um-
wandlung in Ackerland ausweisen, werden wir im folgenden Abschnitt auf degradierte Flä-
chen näher eingehen. 

 Die Nutzung degradierter Flächen 

Das Ziel der Europäischen Kommission, für die Bioenergieproduktion bevorzugt degradierte 
Flächen zu verwenden wird durch die Gewährung eines Emissionseinsparungsbonus in 
Höhe von 29gCO2/MJ Biokraftstoff (der aber nicht als tatsächliche Einsparung entsteht) für 
bis zu 10 Jahre angestrebt (RES-D Annex V C). Wir werden im folgenden untersuchen, ob 
und warum ein solches Ziel sinnvoll ist und analysieren, ob die RES-D überhaupt wirksame 
Anreize setzt, degradierte Flächen zu verwenden.  

Unsere Berechnungen deuten darauf hin, dass neben Ackerland für einige Rohstoffe 
degradierte Flächen die einzige Möglichkeit darstellen, beim Einbezug von Emissionen aus 
Landnutzungsänderungen die Mindesteinsparung von 35 Prozent zu erreichen. Daher wird 
großes Interesse seitens der Produzenten bestehen, diese Flächen zu verwenden. Der 
große Unterschied zwischen degradiertem Grünland und normalem Grünland zeigt aber 
auch hier wieder auf, dass eine weitere Differenzierung in Unterkategorien notwendig sein 
wird.  

Es sollte zudem angemerkt werden, dass degradiertes Land in den IPCC Guidelines sich 
nur auf degradiertes Grünland bezieht (IPCC 2006 Table 6.2). Eine Unterscheidung zwi-

                                                 
4 Wir haben für die Beispiele auch die Landnutzungsänderung von „Ackerland“ in „Ackerland“ aufge-

nommen, um zu zeigen, dass nach der IPCC Berechnungsmehtode unterschiedliche Anbaufrüchte 
und –methoden auch auf bereits vorhandenen Ackerflächen den Kohlenstoffgehalt im Boden be-
einflussen. So führt zum Beispiel die Änderung von einer mehrjährigen Kultur wie Zuckerrohr zu 
einer einjährigen Kultur wie Soja zu einem Kohlenstoff Verlust, die Reduzierung der Pflügetätigkeit 
zu einer Kohlenstoffanreicherung im Boden. Für die genaue Definition der verwendeten Beispiel 
siehe Lange (2010) 

5  Die Differenzierung von „nicht spezifiziert“ und „Methan Auffang“ in Abbildung 1 bzw. „Stroh CHP 
Anlage“ in Abbildung 2 bezieht sich auf unterschiedliche Emissionswerte im Produktionsprozess. 
Diese Differenzierung entspricht den Kategorien für Prozessemissionswerte der Biokraftstoffpro-
duktion in der RES-D. 
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schen degradiertem Grünland und degradiertem Ackerland wird in der RES-D nicht gemacht. 
Zudem erscheint die Definition der EC deutlich stringenter als in den IPCC Guidelines, denn 
degradierte Flächen müssen „stark versalzen“ oder „stark kontaminiert“ sein, um der Defini-
tion der RES-D zu entsprechen (RES-D Annex V C). Es sollte daher überprüft werden, ob 
die Werte der IPCC Guidelines für die Berechnung von Emissionen aus Landnutzungsände-
rungen von ehemals degradiertem Land nach den Vorgaben der RES-D überhaupt verwen-
det werden können.  

Der essentielle Grund aber, warum die Verwendung von degradierten Flächen höchste 
Priorität für den Anbau von Bioenergierohstoffen haben sollte ist, dass dies den einzigen 
Mechanismus der RES-D darstellt, die Konkurrenz um Ackerland zwischen Bioenergie- und 
Nahrungsmittelanbau abzumildern.  

Die Frage aber, ob die degradierten Flächen tatsächlich für den Rohstoffanbau zur Bio-
kraftstoffproduktion verwendet werden, wandelt sich in der Praxis zu der Frage, welche An-
reize dem einzelnen Produzenten zur Allokation seiner vorhandenen Fläche zur Biokraftstoff- 
oder Nahrungsmittelproduktion gesetzt werden. Diese Entscheidung wird in erster Linie 
durch die Marktpreise der einzelnen anbaubaren Feldfrüchte beeinflusst. Die Konkurrenz 
zwischen Nahrungsmitteln und Biokraftstoffen um bereits vorhandenes Ackerland bleibt 
daher solange bestehen, wie die Preissignale auf den Weltagrarmärkten nicht den Anbau 
von Rohstoffen zur Bioenergieproduktion auf degradierten Flächen begünstigen. Mit anderen 
Worten, die politischen Anreize müssen in der Weise gesetzt werden, dass der Anbau von 
Biomasse zur Biokraftstoffproduktion auf degradierten Flächen rentabler ist als auf normalem 
Ackerland. 

Folgende Determinanten beeinflussen die Profitabilität von degradierten Flächen:  
Bezüglich der Produktion werden Kosten zur Restauration degradierter Flächen anfallen, 

um die Flächen überhaupt landwirtschaftlich nutzen zu können. Zudem ist es wahrscheinlich, 
dass die Produktivität der degradierten Fläche hinter der von normalem Ackerland zurück-
bleibt.  

Die Verwendung von degradierten Flächen im Vergleich zu bereits vorhandenen Ackerflä-
chen führt nach der Berechnungsmethode der IPCC Guidelines zu meist höheren Emis-
sionseinsparungen pro Hektar und setzt damit Anreize für die Nutzung solcher Flächen. Zu-
sätzlich wird der Bonus von 29gCO2/MJ (tatsächlich aber nicht geleisteten) Emissionsein-
sparung für einen Zeitraum von 10 Jahren gewährt, wenn degradierte Flächen für den Anbau 
von Energiepflanzen verwendet werden. Damit können die Mitgliedsstaaten ihre Emissions-
reduktionsziele mit einer geringeren Emissionseinsparung des Biokraftstoffs als der tatsäch-
lichen Emissionsbilanz erreichen. Man kann daher von dem Bonus als eine Art indirekter 
Subvention des Bioenergieanbaus auf degradierten Flächen sprechen. 

Da in den meisten Ländern eine Biokraftstoffproduktion nur unter Fördermaßnahmen, 
Beimischungsquoten und Subventionen stattfindet, stellt sich die Frage, wie hoch der Anreiz 
des Bonus ausfällt oder ausfallen sollte. Um dies zu analysieren, haben wir beispielhaft die 
Subventionshöhe unter der Annahme berechnet, dass das Premium am Markt für zusätz-
liche Emissionseinsparungen sich in der Größenordnung des CO2 Preises des Europä-
ischen Emissionshandelssystems bewegt. 
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Für die Berechnung der Abbildung 3 habe wir einen CO2 Preis von 20€/tCO2 angenom-
men. Dies liegt über dem derzeitigen Kohlenstoffpreis von ca. 13€/tCO2 des ETS. Da aber 
der Kraftstoffsektor bisher nicht direkt in das Emissionshandelssystem eingebunden ist, 
scheint ein höheres Premium am Markt eher realistisch. Die Abbildung 3 stellt die Subven-
tion pro Hektar verwendetem, degradiertem Land für unterschiedliche Bioenergiepflanzen 
und Produktivitätslevel dar.  

Abbildung 3: Subvention pro Hektar degradiertem Land für unterschiedliche Produktivitäts-
level unter Annahme eines konstanten Kohlenstoffpreises von 20€/tCO2
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Da der Bonus pro Megajoule Kraftstoff gewährt wird, erhalten Biokraftstoffe aus Rohstof-

fen mit einer höheren Energieproduktivität pro Hektar eine höhere Subvention pro Hektar 
degradiertem Land. Diese Konstruktion des Bonus bewirkt aber auch, dass je stärker der 
Degradationsgrad, dass heißt je geringer die Produktivität der degradierten Fläche, desto 
niedriger die Subvention. Unter der Annahme, dass mit steigendem Degradationsgrad die 
Investitionskosten steigen und die Energieausbeute pro Hektar bearbeitete Fläche sinkt, 
scheint die Abnahme der Unterstützung pro Hektar problematisch, denn der Subventions-
bedarf wird hier eher zunehmen. 

Zwar müsste die tatsächliche Höhe der Subvention in der Praxis anhand konkreter Pro-
duktivitätszahlen von degradierten Flächen getestet werden, dennoch ist anzunehmen, dass 
der Bonus zurzeit Anreize setzt, eher Flächen mit einem geringen Degradationsgrad zu nut-
zen. Ansonsten ist die Subvention nicht hoch genug, um Verluste aus Investitionskosten und 
niedrigerer Produktivität auszugleichen. Fraglich ist aber, ob ein Degradationsgrad von z.B. 
10 Prozent der Definition von degradiertem Land als „stark versalzen“ und „stark kontami-
niert“ der RES-D entspricht. Wir nehmen daher an, dass der derzeitige Bonus nur geringe 
Anreize setzt, degradierte Flächen für die Biomasseproduktion für Biokraftstoffe zu verwen-
den. Als bessere Alternative wäre ein Bonus anzusehen, welcher mit dem Degradationsgrad 
einer Fläche steigt und direkt pro Hektar vergeben wird. 
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 Gesamtbewertung der Regulierung für Emissionen aus Landnutzungs-
änderungen 

Die Ergebnisse unserer Beispielrechnungen lassen einige Schlussfolgerungen im Hinblick 
auf die Wirkungsweise des aktuellen Regelwerks der Europäischen Kommission zu. Die 
RES-D ist vor allem danach zu bewerten, ob sie erreicht, was man sich von der Berücksich-
tigung von Emissionen aus Landnutzungsänderungen verspricht, nämlich diese zu reduzie-
ren und sicher zu stellen, dass Biokraftstoffe tatsächlich einen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten. Wir leiten die folgenden Hauptergebnisse und Reformvorschläge aus unserer Ana-
lyse ab: 

In der RES-D werden Anreize gesetzt, Rohstoffe mit einem hohen Energieertrag pro 
Hektar und effiziente Produktionsmethoden zu verwenden. 

Der generelle Ausschluss von besonders schützenswerten Flächen, mit hohem Natur-
schutzwert oder Biodiversität, zur Bioenergieproduktion, wie in RES-D festgeschrieben, ist 
größtenteils nicht notwendig, da die meisten Naturflächen ohnehin bei ihrer Umwandlung zu 
Ackerland zu hohe Emissionen verursachen würden, als dass der Biokraftstoff das Mindest-
einsparungsziel von 35 Prozent erreichte. Dieser Aspekt erleichtert einen Nachhaltigkeits-
zertifizierungsprozess, weil nicht für jeden Fall untersucht werden muss, ob eine Fläche 
unter die Kategorien der RES-D für einen generellen Ausschluss fällt. Dies gilt allerdings 
nicht immer für Grünland und Savannen, was das Beispiel Ethanol aus Brasilien zeigt. Hier 
müssen also zusätzlich Biodiversitätshotspots identifiziert werden. 

Die Europäische Kommission strebt an, auch für Emissionen aus Landnutzungsänderun-
gen Standardwerte festzulegen. Dies ist allein deswegen sinnvoll, weil eine eigene Erhebung 
jedes Produzenten mit hohen Kosten und Aufwand verbunden ist. Die Beispiele machen 
deutlich, dass solche Standardwerte möglichst differenziert für unterschiedliche Land-
nutzungsänderungen und Rohstoffproduktionen sein sollten. Die Festlegung eines allgemei-
nen Standardwertes für ein Land, könnte die höchst unterschiedlichen Emissionen aus 
Landnutzungsänderungen nicht erfassen und setzt keine Anreize zur nachhaltigen Produk-
tion. Deshalb sollten Standardwerte mindestens nach Weltregion, Klimazone, Vegetations-
typ, Rohstoff und Managementsystem differenziert werden, um eine Unter- oder Überschät-
zung der Emissionen aus Landnutzungsänderungen zu vermeiden. Auch für ein Zertifizie-
rungssystem bieten sich differenzierte Standardwerte an, da aufwendige Eigenerhebungen 
vermieden werden.  

In den Beispielen zeigt sich eindeutig, dass die vorgestellte Berechnungsmethode die 
Verwendung von Flächen mit geringem Bewuchs, wie Ackerland und Grünland, für den An-
bau von Rohstoffen zur Bioenergieproduktion begünstigt. Die Berechnungsergebnisse be-
stätigen also die Hypothese, dass die bestehenden Anreize der RES-D zu einer bevorzugten 
Nutzung schon landwirtschaftlich genutzter Fläche führen. Direkte Landnutzungsänderungen 
bleiben dadurch gering. Man muss allerdings davon ausgehen, dass dies auf Kosten indi-
rekter Landnutzungsänderungen geschieht und sich die Konkurrenz zwischen der Bioener-
gie- und Nahrungsmittelproduktion dadurch verschärft. 
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Auf der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzfläche werden vor allem Nahrungsmittel an-
gebaut. Wird nun ein Teil dieser Nahrungsmittel durch Biokraftstoffe ersetzt, bleibt die Nach-
frage nach Nahrungsmitteln aber entsprechend bestehen, ist es wahrscheinlich, dass Land-
nutzungsänderungen vor allem für die Nahrungsmittelproduktion stattfinden werden. Da Nah-
rungsmittel bisher keiner Nachhaltigkeitsregulierung bezüglich Landnutzungsänderungen 
unterliegen, könnte die Ausweitung in besonders schützenswerte Flächen mit hoher Bio-
diversität und Kohlenstoffgehalt erfolgen. Diese Landnutzungsänderungen führen folglich 
aber zu ähnlich hohen Emissionen wie die Umwandlung für die Biokraftstoffproduktion. Die 
globale Treibhausgasbilanz einer sich ausweitenden Bioenergieproduktion würde demnach 
eher von indirekter als von direkten Landnutzungsänderungen beeinflusst. Wird dieser Wir-
kungsmechanismus in der Regulierung von Biokraftstoffen nicht berücksichtigt, würde die 
tatsächliche Emissionsbilanz von Biokraftstoffen einen positiven Beitrag zum Klimaschutz 
durch Biokraftstoffe verhindern. 

Wie oben gezeigt, ist der Ansatz der Europäischen Kommission, dieser Tendenz durch 
eine Ausweitung der Bioenergieproduktion vornehmlich in degradierte Flächen entgegenzu-
wirken, bisher durch die ungünstige Konstruktion des Bonus wenig Erfolg versprechend.  

Ein weiterer Ansatz besteht in der Berücksichtigung eines Faktors für indirekte Landnut-
zungsänderungen in der Kalkulation der Treibhausgasbilanz von Biokraftstoffen.6 Die 
Europäische Kommission prüft dies derzeit. Ohne die kontroverse Diskussion über die Be-
rechnung von indirekten Landnutzungsänderungen hier abbilden zu können7, sehen wir kei-
nen konsistenten Ansatz wie dieser Faktor in gerechter Art und Weise und unter Beibehal-
tung individueller Anreize zu einer nachhaltigen Produktion konstruiert werden könnte. Das 
ist vornehmlich darauf zurückzuführen, dass die globalen Landnutzungsdynamiken sich ei-
nerseits über die Weltmarktpreise für Agrarprodukte ergeben, andererseits aber lokale Fak-
toren wie Landnutzungsregulierungen, Marktzugang, klimatische Bedingungen, Bodenquali-
tät etc. eine wichtige Rolle spielen. Die Wirkung der einzelnen Biokraftstoffproduktion auf die 
globalen Landnutzungsdynamiken lässt sich aus diesem komplexen System nicht separie-
ren.  

Um dem Problem der indirekten Landnutzungsänderungen dennoch entgegenzuwirken, 
sollte die RES-D dahingegen reformiert werden, wirksame Anreize für die Nutzung degra-
dierter Flächen zu setzen. Außerdem sollte das Ziel beibehalten werden, die Mindesteinspa-
rung 2017 auf 50 Prozent (bzw. 60 Prozent für neue8 Anlagen ab 2018) anzuheben. Damit 
wird erreicht, dass insbesondere Rohstoffe mit einem hohen Energieertrag pro Hektar ver-
wendet werden und damit die angestrebte Bioenergiequote von 10 Prozent im Transport-
sektor mit weniger Anbaufläche erreicht wird. 

Als abschließende Bewertung der Regulierung der Europäischen Kommission bezüglich 
Landnutzungsänderungen muss darauf hingewiesen werden, dass eines der Hauptprobleme 
eines solchen Ansatzes darin besteht, dass die Nachhaltigkeitsregulierungen bisher nur für 

                                                 
6 Als Übersicht über verschiedene ILUC Ansätze siehe zum Beispiel Fehrenbach et al. (2009) 
7 Für eine detaillierte Diskussion siehe Lange (2010) 
8 Neu bezieht sich hier auf ab 2017 gebaute Anlagen. 
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den Biomasseanbau für Energiezwecke existiert. Eine ausführliche Darstellung des Ansatzes 
den gesamten Agrarsektor in ein Emissionshandelssystem zu integrieren, welches Landnut-
zungsemissionen mit einbezieht, würde den Rahmen dieses Policy Briefs überschreiten. Als 
kurzer Ausblick sei aber erwähnt, dass langfristig allen Agrarprodukten ihre Klimakosten zu-
gerechnet werden sollten, indem für jedes Agrarprodukt eine Treibhausgasbilanzierung 
inklusive der verursachten Emissionen aus Landnutzungsänderungen erfolgt. Müssten die 
entsprechenden Rechte für diese Emissionen zum Beispiel innerhalb eines Emissionshan-
delssystems erworben werden, würden damit die Klimakosten einer Landnutzungsänderung 
immer direkt dem Agrarprodukt zugerechnet, welches die direkte Landnutzungsänderung 
verursacht. Jede Landnutzungsänderung wäre demnach definitionsgemäß eine direkte 
Landnutzungsänderung und alle Diskussionen, wie indirekte Landnutzungsänderungen bei 
der Nachhaltigkeitsregulierung von Biokraftstoffen berücksichtigt werden können bedeu-
tungslos. 

6. Schlussfolgerungen 

Die derzeitige Regulierung der Europäischen Kommission, Emissionen aus Landnutzungs-
änderungen für die energetische Biomasseproduktion auf der Basis der IPCC Guidelines zu 
berechnen, setzt Anreize, Rohstoffe mit besonders hoher Energieproduktivität pro Hektar, 
effiziente Management- und Produktionstechniken sowie mehrjährige Kulturen zu verwen-
den. Damit wird bewirkt, dass die Bioenergiequote im Transportsektor mit der geringst mögli-
chen Flächennutzung für die Rohstoffproduktion erreicht wird. In dieser Hinsicht versucht die 
RES-D die Konkurrenz zwischen der Nahrungsmittel- und der Bioenergieproduktion mög-
lichst gering zu halten. 

Die Berechungsmethode für Emissionen aus Landnutzungsänderungen zusammen mit 
der Vorgabe, dass eine Biokraftstoffoption mindestens 35 Prozent Emissionseinsparung im 
Vergleich zu fossilem Kraftstoff erreichen muss, setzt allerdings Anreize, vor allem bereits 
landwirtschaftlich genutzte Flächen zur Bioenergieproduktion zu verwenden, um direkte 
Landnutzungsänderungen gering zu halten. Damit steht die Bioenergieproduktion in direkter 
Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion. Resultiert daraus eine Verdrängung der Nah-
rungsmittelproduktion in bisher ungenutztes Land, wird die Treibhausgasbilanz einer expan-
dierenden Bioenergieproduktion vor allem von Emissionen aus indirekten Landnutzungs-
änderungen beeinflusst. Direkte Landnutzungsänderungen werden damit auf Kosten 
indirekter Landnutzungsänderungen vermieden und die Klimaschutzleistung von Biokraft-
stoffen fraglich. 

Diesem Problem sollte durch effiziente Anreize zur Nutzung degradierter Flächen ent-
gegen gewirkt werden. Zudem sollte an der Bevorzugung besonders produktiver Rohstoff-
optionen zur Bioenergieproduktion festgehalten werden. Langfristig ist anzustreben, allen 
Agrarprodukten ihre Klimakosten, vor allem verursacht durch Emissionen aus Landnutzungs-
änderungen, zuzurechnen. 
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